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lar der gerichtlichen Arbeit keinen Platz mehr haben. Ent
stammt sie doch einer Rechtsordnung, die aus den Grund
sätzen des Verschuldensprinzips heraus die Verzeihungs
bereitschaft als Tatbestand (§ 1570 BGB) regelte, um damit 
die Situation und die Rechtsfolgen für den Fall zu regeln, 
daß sich ein Ehegatte trotz sog. schuldhafter Vertragsver
letzung des anderen weiter an den Ehevertrag gebunden 
fühlte, aus welchen Gründen auch immer. Es ging um den 
Verzicht der Geltendmachung der Folgen aus Vertrags
verletzung.

In den Kontext unserer rechtlichen Regelungen paßt 
dieser Begriff nicht mehr, zumal er nichts weiter zum Aus
druck bringen kann, als daß ein Ehegatte die Ehe fort
setzen möchte. Wichtig für das Gericht ist vielmehr die 
Frage, ob hinter dem Bestreben des Ehegatten, der die Ehe 
erhalten will, ausreichend Potenz steht, um dem anderen 
Ehegatten mögliche Wege zur Konfliktüberwindung gang
bar erscheinen zu lassen und ihn zum Einsatz für die Kon
fliktlösung mobilisieren zu können.

In den gleichen Entstehungszusammenhang gehören 
wohl auch solche Begriffe wie „ehefeindlich“ und „ehe- 
widrig“, die im Grunde vertragsfeindliche oder -widrige 
Verhaltensweisen brandmarken sollten. Für die Tätigkeit 
unserer Gerichte sind das u. E. verzichtbare Vokabeln.

Zu dem besprochenen Problemkreis der Handhabung 
des § 24 FGB und des Einflusses verschiedener Faktoren 
auf die Beurteilung des Sinnverlustes einer Ehe gehört 
auch die Frage nach der Wertung ehelicher sexueller Be
ziehungen in der Konfliktsituation.*• Es ist hier nicht der 
Platz, psychologische Erörterungen über den Zusammen
hang und das mögliche Auseinanderfallen von Sexus und 
Eros namentlich beim Mann anzustellen. Solche ehelichen 
Beziehungen in der Konfliktzeit können ein Hinweis auf 
die möglicherweise noch vorhandene eheliche Substanz 
sein, müssen es aber nicht Zweifel an dieser Schlußfolge
rung entstehen besonders dann, wenn nebenher langjäh
rige außereheliche Beziehungen bestehen. Aus der Tatsa
che des Verheimlichens solcher Beziehungen und fortlau
fender Beziehungen zum Ehepartner auf eheliche Gesin
nung zu schließen, geht u. E. am Zusammenhang der §§ 24, 
5 FGB vorbei.

Zur Anwendung des § 24 FGB könnten weitere Einzel
probleme aufgeworfen werden. Sie würden aber alle auch 
nur unterstreichen, daß das Verständnis des § 24 FGB we
sentlich dafür ist ob durch das Eheverfahren die Ehegatten 
auf eine sachliche, an ihre Verantwortung anknüpfende 
Mitwirkung an der Konfliktlösung orientiert werden, ob es 
gelingt einen erzieherischen Zugang zu ihnen zu finden, 
der ihr Verantwortungsbewußtsein für Ehe und Familie 
stärkt. m

Wir wollten deutlich machen, daß äußere Merkmale und 
Ereignisse des Eheverlaufs und des Konflikts für das Ge
richt keinen direkten Zugang zur Antwort auf die Frage 
nach dem Sinnverlust der Gemeinschaft bieten. Es kommt 
darauf an, die Grundeinstellung zum Partner und zu den 
Kindern sowie die Auswirkungen dieser Einstellung für 
die Entwicklung der Partner und die Erziehung und Ent
wicklung der Kinder zu ermitteln.27 Äußerlichkeiten des 
Eheverlaufs und des Konflikts können dabei nur Anhalts
punkte sein, nicht aber die Prüfung des Sinngehalts der 
Gemeinschaft ersetzen.

Nicht zuletzt hängt von der Gestaltung' des Verfahrens 
auch ab, ob es den Ehegatten für den Fall der Eheschei
dung gelingt, in Würde und Selbstachtung ihre Gemein
schaft zu beenden und damit auch Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß die Kinder nach der Scheidung zu beiden 
Eltern ein für ihre Entwicklung positives Verhältnis ge
winnen können. Das Gericht muß das Verfahren so durch
führen, daß die Ehegatten trotz gegebener prozessualer 
Begriffe wie „streitige Verhandlung“, „Kläger“, „Verklag
ter“ usw. erkennen, daß es darauf ankommt, mit dem Part
ner und dem Gericht um Lösungen zu ringen. Den Ehegat
ten muß deutlich werden, daß diese Begriffe nicht das We

sen des Verfahrens widerspiegeln. Es darf bei den Ehegat
ten nicht die Position eines scheinbar notwendigen Gegen
einander hervorrufen, sondern es muß sie darin bestärken, 
daß verantwortungsbewußtes Verhalten gegenüber dem 
Partner und den Kindern das Hauptanliegen der Rechts
anwendung ist
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